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Drucksache VI/1324 


Europäisches Parlament 

Generalsekretär Luxemburg, den 22. Oktober 1970 

DAG/vP/jve 

An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 
Kai-Uwe von Hassel 


Sehr geehrter Herr Präsident! 

Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vom 8. Okto- 
ber 1970 auf der Grundlage eines Berichts seines Ausschusses 
für die Assoziation mit der Türkei eine 

Entschließung zu den vom Gemischten Parlamentarischen 
Ausschuß EWG-Türkei am 30. September 1970 angenom- 
menen Empfehlungen 

angenommen und beschlossen, den Wortlaut dieser Entschlies- 
sung zur Information auch den Präsidenten der Parlamente der 
Mitgliedstaaten zu übermitteln. 

Im Namen des Herrn Präsidenten des Europäischen Parlaments 
beehre ich mich, Ihnen anliegend einen Auszug aus dem Sit- 
zungsprotokoll mit der Entschließung des Parlaments zu über- 
senden. 

Gemäß Artikel 17 Ziffer 4 der Geschäftsordnung des Parlaments 
wird das Sitzungsprotokoll im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften veröffentlicht werden. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdrude 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


H. R. Nord 


Buchdrudcerei P. Meier, 5201 St. Augustin-Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (02229) 6 35 51 



Drucksache VI/ 1 324 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entschließung 

zu den vom Gemischten Parlamentarischen Ausschuß EWG- 
Türkei am 30, September 1970 angenommenen Empfehlungen 


Das Europäische Parlament 


— in Kenntnis der vom Gemischten Parlamentarischen Aus- 
schuß EWG-Türkei am. Schluß seiner X. Tagung vom 28. — 
30. September 1970 in Leiden angenommenen Empfehlun- 
gen (Dok. 128/70), 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für die Assozia- 
tion mit der Türkei und der Stellungnahme des Ausschusses 
für Sozial- und Gesundheitsfragen (Dok. 137/70), 


1. billigt und befürwortet die vom Gemischten Parlamentari- 
schen Ausschuß EWG-Türkei auf seiner X. Tagung ange- 
nommenen Empfehlungen; 

2. begrüßt den am 22. Juli 1970 zustande gekommenen positi- 
ven Abschluß der Verhandlungen zwischen der Türkei und 
der Gemeinschaft über die Überleitung von der Vorberei- 
tungsphase zur Übergangsphase der Assoziation; 

3. stellt fest, daß der Assoziationsrat dem wiederholt vorge- 
tragenen Ersuchen des Parlaments, die oben genannten 
Verhandlungen zu beschleunigen, entsprochen hat; 

4. ist der Ansicht, daß die Ausarbeitung des Zusatzprotokolls, 

— in dem die Bedingungen und Einzelheiten für diese 
zweite Assoziationsphase festgelegt werden, 

und des Finanzprotokolls, 

— mit dem die Fortsetzung der Finanzhilfe der Gemein- 
schaft für die Entwicklung der Wirtschaft der Türkei 
sichergestellt wird, 

wirklich einen entscheidenden Schritt zur Verwirklichung 
der Ziele der Assoziation darstellt, deren wichtigstes die 
Vollmitgliedschaft der Türkei in der Gemeinschaft ist; 

5. macht sich die Wünsche des Gemischten Parlamentarischen 
Ausschusses zu eigen, daß 
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— die beiden vertragschließenden Parteien während der 
Übergangsphase wirksame Maßnahmen treffen, um in 
möglichst kurzer Frist die rasche Entwicklung der Asso- 
ziation zu gewährleisten, und zwar insbesondere was 
die völlige Öffnung des Gemeinsamen Marktes sowohl 
für die Industrie- als auch für die Agrarprodukte der 
Türkei betrifft, 

— der Türkei alle Möglichkeiten zugute kommen, die die 
Gemeinschaft den Entwicklungsländern auf internatio- 
naler Ebene bieten könnte, zum Beispiel im Rahmen all- 
gemeiner Präferenzen, die gegebenenfalls diesen Län- 
dern gewährt werden, 

— die Organe der Assoziation schon jetzt damit beginnen, 
die institutionelle Zusammenarbeit zwischen der Türkei 
und der Gemeinschaft den neuen, sich aus dem Entwick- 
lungscharakter der Übergangsphase ergebenden Erfor- 
dernissen anzupassen; 


6. weist darauf hin, daß für den Erfolg der Assoziation eine 
Lösung der Probleme von Bedeutung ist, die Zusammen- 
hängen mit 

— der fortschreitenden Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
zwischen der Türkei und der Gemeinschaft, 

— der Förderung der beruflichen Kenntnisse der türkischen 
Arbeitnehmer, einem Bereich, in dem die Möglichkeiten 
des neuen Europäischen Sozialfonds voll und ganz aus- 
geschöpft werden müßten, 

- — der schwierigen Lage der türkischen Arbeitnehmer, die 
zur Zeit ohne Arbeitsgenehmigung in der Gemeinschaft 
beschäftigt sind; 

7., ist der Ansicht, daß die dynamische Fortsetzung der Asso- 
ziation in der zweiten Phase sowohl von Seiten der Gemein- 
schaft als auch von Seiten der Türkei stärkere Anstrengun- 
gen auf dem Gebiet der Unterrichtung der Öffentlichkeit 
erforderlich macht, und schließt sich daher der Empfehlung 
des Gemischten Parlamentarischen Ausschusses an, daß 

— - sich die Gemeinschaft auch weiterhin an informatori- 
* sehen Veranstaltungen in der Türkei, insbesondere der 
Internationalen Messe in Izmir, beteiligen, 

— daß sie möglichst bald eine Informationsstelle in der 
Türkei errichten und daß die Türkei auf diesem Gebiet 
die Aktion der Gemeinschaft erleichtern und unterstüt- 
zen sollte; 
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8. fordert die türkische Regierung, die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten und den Rat der Europäischen Gemeinschaften 
auf, das Zusatz- und das Finanzprotökoll unverzüglich zu 
unterzeichnen; 


9. ersucht die Große Türkische Nationalversammlung sowie 
die Parlamente der Mitgliedstaaten, die Prüfung dieser bei- 
den Protokolle und die für deren Ratifizierung und Inkraft- 
setzung erforderlichen Verfahren zu beschleunigen; 


10. behält sich vor, auf alle für die zweite Assoziationsphase 
vorgesehenen Bestimmungen anläßlich der offiziellen Kon- 
sultation zum Wortlaut der Protokolle zurückzukommen; 

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der 
Großen Türkischen Nationalversammlung, den Parlamenten 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, dem Assoziationsrat, 
der türkischen Regierung sowie dem Rat und der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften zu übermitteln. 


H. R. Nord 

Generalsekretär 


Joseph Wohlfart 

Vizepräsident 



